
  

 
 
 

 

Satzung zur Stärkung des Innovationsbereichs Bahnhofstraße 

 
Auf Grund der §§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. S.90,93), des § 3 des Gesetzes zur Stärkung 

von innerstädtischen Geschäftsquartieren (INGE) vom 21. Dezember 2005 (GVBl. I 

S. 867), geändert durch Gesetz vom 4. Februar 2021 (GVBl. S. 54) und des § 1 des 

Gesetzes über Kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 (GVBl. 

S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582) hat die 

Stadtverordnetenversammlung der Stadt Fulda am 1. Juli 2024 folgende Satzung 

zum innerstädtischen Geschäftsquartier „Bahnhofstraße“ erlassen: 

 
§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Satzung gilt in dem in Anlage 1 kartographisch abgegrenzten Bereich. Die 

betroffenen Grundstücke sind in der Anlage 2 aufgelistet. Beide Anlagen sind 

Bestandteil der Satzung. 

 

 

§ 2 

Ziele des Innovationsbereichs 

 

Ziele der Festsetzung des Innovationsbereichs sind: 

 

(1) Erhöhen der Besucherfrequenz und Verlängerung der Aufenthaltsdauer 

(2) Anhebung der Wohlfühl- und Erlebnisqualität 

 

(3) Verbesserung des Einkaufserlebnisses und Freizeitwertes 

(4) Sicherung und Stärkung des Angebots bei Handel und Gastronomie 

 

(5) Der Erhalt und die Weiterentwicklung der Einzelhandels- und 

Dienstleistungsangebote 

 

(6) Etablierung bislang nicht vorhandener Angebote 

(7) Professionelle Vermarktung des Innovationsbereichs, stärkere Vernetzung und 

Koordination der privaten und öffentlichen Aktivitäten 

(8) Unterstützung bei der Erreichung eines tragfähigen Branchenmixes 

 

 

 
 



  

§ 3 

Maßnahmen im Innovationsbereich 

 

Zur Erreichung der Ziele sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

 

(1) Städtebauliche Aufwertungen des öffentlichen Raums insbesondere durch 

Gestaltungselemente wie z.B. schattenspendende Klimainseln, 

Fassadenbegrünung, Vertikalbegrünung, Wasserspender, temporäre Beete, etc. 

 

(2) Fortführung der weihnachtlichen Beleuchtung und Dekoration 

 

(3) Image- und Standortinformationsmaßnahmen wie z.B. das gemeinsame 

Auftreten und koordinierte Werbung für den Standort sowie Gewinnung und 

Überzeugung potentieller neuer Mieter und Interessenten mit 

Ansiedlungsargumenten und Entscheidungshilfen mit Unterstützung der Eigentümer 

 

(4) Durchführung von Veranstaltungen, die die Aktivitäten und den Nutzen des 

Innovationsbereichs für die Eigentümer der Immobilien, für die Einzelhändler und für 

die Besucher der Stadt darstellen: Musik, Kleinkunst, Weihnachtsmarkt, Beteiligung 

am Stadtfest, etc. 

 

(5) Serviceleistungen für die Ordnung, Sauberkeit und Sicherheit wie z.B. Graffitti- 

Entfernung an Gebäuden und Einsatz von Hausmeisterdiensten 

 

(6) Managementleistungen zur Planung, Koordination und Umsetzung der oben 

genannten Maßnahmen 

 

Die einzelnen Maßnahmen ergeben sich aus einem Maßnahmen- und 

Finanzierungskonzept. 

 

 
§ 4 

Aufgabenträger 

Aufgabenträger gemäß § 4 INGE ist der Verein „Fulda BID Bahnhofstraße e.V.“ 

 

 
§ 5 

Abgabenerhebung 

(1) Die Stadt Fulda erhebt gemäß § 7 Abs. 1 INGE zum Ausgleich des Vorteils, der 

durch die Einrichtung und die Maßnahmen des Innovationsbereichs entsteht, 

Abgaben bei den Grundstückseigentümern der in dem Innovationsbereich gelegenen 

Grundstücke. 

 

(2) Die Abgaben und die sich darauf beziehenden Zinsen und Auslagen ruhen auf den 

betroffenen Grundstücken als öffentliche Last und, solange ein Grundstück mit einem 

Erbbaurecht belastet ist, auf diesem. 

 

(3) Abgabenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Abgabenbescheides 

Eigentümer der Grundstücke des in § 1 genannten Gebietes ist. Ist das Grundstück 

mit einem Erbbaurecht belastet, ist die erbbauberechtigte Person abgabenpflichtig. 



  

Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 

nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil abgabenpflichtig. Mehrere 

Abgabenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 

(4) Auf schriftlichen Antrag kann die Stadt Fulda Grundstückseigentümer ganz oder 

teilweise von der Abgabenpflicht befreien, wenn die Voraussetzungen des § 7 Abs. 4 

INGE vorliegen. 

 

(5) Die Abgabe wird für die Dauer der Einrichtung des Innovationsbereichs in ihrer 

Gesamthöhe festgesetzt und in auf jeweils ein Jahr bezogenen Teilbeträgen zu Beginn 

jedes Abrechnungsjahres fällig. Das Abrechnungsjahr beginnt am 01. Januar eines 

jeden Jahres. Abweichend davon wird die Fälligkeit des ersten Teilbetrages der 

Abgabe mit dem Abgabenbescheid festgesetzt. 

 

(6) Die Höhe der Abgabe errechnet sich als Produkt aus dem Hebesatz und dem nach 

den Vorschriften des Bewertungsgesetzes festgestellten Einheitswert des jeweiligen 

Grundstücks. 

 

(7) Der Hebesatz beträgt 4,0 %. 

 

(8) Ändert sich während der Geltungsdauer der Satzung der Einheitswert oder wird 

dieser von den Finanzbehörden nicht mehr ermittelt, wirkt sich dies nicht auf die 

Höhe der Abgabe aus. 

 

 
§ 6 

Kosten und Mittelverwendung 

 

(1) Die Kosten für die standortbezogenen Maßnahmen betragen gemäß dem 

Maßnahmen- und Finanzierungskonzept aus dem Antrag zur Einrichtung eines 

Innovationsbereichs Bahnhofstraße für die Dauer von fünf Jahren insgesamt 

640.000,00 Euro. 

 

(2) Nach § 8 Abs. 1 INGE steht das Abgabenaufkommen mit Ausnahme eines 

angemessenen Pauschalbetrages für den Verwaltungsaufwand einschließlich der 

Koordinationsaufwendungen, der bei der Stadt Fulda verbleibt, dem in § 4 genannten 

Aufgabenträger zu. 

 

(3) Der Pauschalbetrag nach § 8 Abs. 1 S. 2 INGE zur Abgeltung des gemeindlichen 

Aufwandes beträgt einmalig 7.500 Euro. Er wird im ersten Leistungsbescheid an den 

Aufgabenträger ausgewiesen und einbehalten. 

 

(4) Der Aufgabenträger verwaltet die Einnahmen aus dem Abgabenaufkommen 

abgesondert von seinen eigenen Mitteln und verwendet sie treuhänderisch 

ausschließlich für die im Maßnahmen- und Finanzierungskonzept aufgeführten 

Maßnahmen. Er stellt sicher, dass die Aufrechnung mit eigenen Verbindlichkeiten, die 

nicht aus seiner Tätigkeit als Aufgabenträger resultieren, ausgeschlossen ist. 

 

(5) Die Mittel, die nicht für die Umsetzung des Maßnahmen- und 

Finanzierungskonzepts verwendet wurden, sind vom Aufgabenträger nach 

Außerkrafttreten der Satzung an die Stadt Fulda zurückzuzahlen. Die Stadt erstattet 

diese Mittel entsprechend der Höhe der jeweils erhobenen Abgaben an die 



  

Grundeigentümer. Kommt es nach dem Auslaufen des INGE-Projektes zu einer 

Fortsetzung durch ein erneutes INGE-Projekt, werden nicht verwendete Mittel auf 

den neuen Aufgabenträger übertragen. 

 
§ 7 

Geltungsdauer 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und tritt mit Ablauf 

des 31.12.2028 außer Kraft. 

 

 

 

Fulda, 01. Juli 2024    Der Magistrat der Stadt der Fulda 

 

 

     Siegel 

 

gez. Dr. Heiko Wingenfeld 

Oberbürgermeister  

 

 
Anlagen 

Anlage 1: Gebietsabgrenzung des Innovationsbereichs 

Anlage 2: Liste der im Innovationsbereich gelegenen Grundstücke 

Anlage 3: Das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept 


